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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Bei strafbaren Handlungen im Internet (z.B. Angebot von illegaler Pornographie und
Verbreitung von gegen das Antirassismusgesetz verstossenden Aussagen) bestehen
nicht nur Probleme bei der Verfolgung der Täter, da diese ja oft in Staaten tätig sind, wo
ihre Aktionen nicht verboten sind (z.B. rassistische Aussagen in den USA). Unklarheit
besteht auch in bezug auf die rechtliche Mitverantwortung der sogenannten Provider,
die als Vermittler zwischen den Internetnutzern fungieren. Gemäss dem seit April 1998
geltenden neuen Medienstrafrecht können diese wegen Nichtverhinderung einer
strafbaren Publikation zur Verantwortung gezogen werden, wenn es nicht möglich ist,
die Autoren selbst in der Schweiz zu belangen. Der Bundesrat beantragte dem
Nationalrat erfolgreich die Umwandlung einer Motion von Felten (sp, BS) für einen
spezifischen Strafrechtsartikel, der die Verantwortlichkeit der Provider festhält, in ein
Postulat. Er riet dabei, die weitere Entwicklung abzuwarten, da sich das Problem
ohnehin nur auf internationaler Ebene lösen lasse und zudem auch die Provider selbst
versuchten, Standards für eine Selbstregulierung zu entwickeln. Im Juli hatte die
Bundesanwaltschaft einige Provider ersucht, für ihre Abonnenten den Zugang zu Seiten
mit in der Schweiz illegalen Inhalten zu sperren. Die Provider wiesen in ihrer Reaktion
auf die technischen Probleme solcher Sperren hin, bei denen entweder Tausende von
legalen Seiten gleichzeitig gesperrt würden, oder die nutzlos blieben, da die Autoren in
kürzester Zeit unter neuen Adressen auftauchen würden. 1

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Neue Medien

Aufgrund der Internationalität und Anonymität des weltweiten Datennetzes stellen
illegale Inhalte insbesondere rassistischer und pornographischer Art oder die
Abwicklung krimineller Handlungen über das Internet die Bundesbehörden vor
zahlreiche ungelöste Probleme. Klar schien zu sein, dass diese nicht alleine, sondern
nur im Rahmen einer internationalen Kooperation zu lösen seien. Im Rahmen einer
Holocaust-Gedenkkonferenz in Stockholm rief Bundesrätin Dreifuss zum Kampf gegen
den Rassismus im Internet auf. Mit ihrer Forderung nach internationaler Kooperation
und neuen rechtlichen Instrumenten griff Dreifuss ein kontroverses Thema auf.
Insbesondere die USA, Grossbritannien und Schweden zeigten sich hinsichtlich
Eingriffen in das Internet und andere Medien skeptisch aufgrund ihrer Ablehnung
jeglicher Einschränkung der Meinungsäusserungsfreiheit. Dem Bundesamt für
Auswärtige Angelegenheiten (EDA) war es dennoch gelungen die Thematik auf die
Traktandenliste der 2001 in Afrika stattfindenden Weltkonferenz gegen Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenhass und Intoleranz zu setzen. Anlässlich eines
Vorbereitungsseminars zu dieser Konferenz wurde im Februar ein provokatives
Arbeitspapier des Basler Rechtsprofessors David Rosenthal diskutiert, in welchem
dieser betonte, die Ahndung illegaler Inhalte im Internet scheitere entgegen gängiger
Meinung nicht an juristischen oder technischen Problemen als vielmehr am fehlenden
politischen Willen. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

In der Debatte um die bevorstehende Selbstbestimmungsinitiative veröffentlichte die
Weltwoche Anfang November 2018 einen Artikel über eine scheinbare Verbindung
zwischen dem ungarisch-amerikanischen Milliardär George Soros und der Operation
Libero, welche die Initiative bekämpfte. Soros finanziert weltweit Zivilgesellschaften mit
Spendegeldern; 2017 soll er seiner Stiftung Open Society Foundations (OSF) 18 Mrd. US-
Dollar übertragen haben. Die Stifung setzt sich nach eigenen Angaben in über 60
Ländern unter anderem für journalistische Projekte, mehr Demokratie, Bildung,
Menschenrechte und gegen Diskriminierung ein.
Einem durch Soros und seine Stiftung finanzierten europapolitischen Think-Tank, dem
EFCR, gehört auch die Co-Präsidentin der Operation Libero, Flavia Kleiner, an, weshalb
die Weltwoche nun die Frage stellte, ob auch Operation Libero von Geldern Soros'
profitiere. Kleiner habe diesen Verdacht auf Anfrage entrüstet zurückgewiesen und
darauf aufmerksam gemacht, dass sich Operation Libero ausschliesslich über
Crowdfunding finanziere.
Der Abstimmungskampf um die Selbstbestimmungsinitiative, dies schrieb das Online-
Magazin «Republik» ein paar Tage später, gestalte sich im Hinblick auf die Soros-Frage
nur an der Oberfläche «weichgespült». In Wirklichkeit sickere «die Rhetorik der neuen
globalen Rechten» in die Debatte ein und es würden gezielt Verschwörungstheorien
verbreitet, deren gemeinsamer Nenner George Soros als zugleich «grösster
gemeinsamer Feind der extremen Rechten» sei. In den USA bewirtschafte ihn die
Rechte seit Jahren als Feindbild und Initiator jeglicher Protestbewegungen. Unter
rechtsextremen Verschwörungstheoretikern, so die Republik weiter, gelte der Jude
George Soros unterdessen als Wurzel des Bösen; ihm werde vorgeworfen, die
Weltherrschaft übernehmen zu wollen. Soros' Kampfzone, stellte die Weltwoche auf der
anderen Seite fest, habe sich vom Sozialismus in den 1970er- und 1980er-Jahren auf die
rechtskonservativen Bewegungen verlagert. Die OSF betreibe gar einen «Kreuzzug
gegen die Rechtskonservativen».
Wie die Republik aufzeigte, war die Debatte um die Abhängigkeit der Operation Libero
von Soros' Geldern aber nicht in der Weltwoche entbrannt, die das Thema lediglich
aufgegriffen hatte, sondern auf Social Media und auf der Website der
nationalkonservativen Bewegung «Brennpunkt Schweiz». Drei Wochen später zitierte
die Aargauer Zeitung eine Stellungnahme der OSF. Demnach habe man die Stiftung
Operation Libero «nie finanziell» unterstützt, denn die OSF sei nicht in Parteipolitik
involviert. Flavia Kleiner wiederholte zudem gegenüber der Aargauer Zeitung ihre
Aussage aus der Weltwoche, wonach sie oder die Operation Libero nie Geld von Soros
oder einer seiner Stiftungen erhalten hätten. Es verblüffe sie aber, dass das
Engagement Soros' verteufelt und von rechten Verschwörungstheoretikern missbraucht
werde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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